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Begrindung zum Bebauungsplan Nr. 77 "Fachmarktstandort Karlsruher
StralRe“, OT Laatzen
Fassung fur den Auslegungsbeschluss (Stand: 21.10.2019)

Larduuarri fix Groi rirrariiar

Quelle: Auszug aus der Deutschen Grundkarte 1:5000 (unmaf3stéblich)

1. Anlass und allgemeines Ziel der Planung

Der Rat der Stadt Laatzen hat in seiner Sitzung am 03.03.2016 die Aufstellung
des Bebauungsplanes Nr. 77 beschlossen. Die 6ffentliche Auslegung wurde
vom Verwaltungsausschuss am beschlossen. Die offentliche
Auslegung fand statt vom bis zum

Das Ziel der Planung ist die Anpassung des Planungsrechtes an die sich aus
dem Einzelhandelskonzept ergebenden Anforderungen an den Schutz
zentraler Versorgungsbereiche gemafd 8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB. Das
Einzelhandelskonzept hat fur die Standorte Laatzen-Mitte und Alt-Laatzen
zentrale Versorgungsbereiche ermittelt. Fur alle anderen
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Einzelhandelsstandorte im Stadtgebiet gilt, dass dort keine zusatzlichen
Betriebe/ Verkaufsflachen mit zentrenrelevanten Sortimenten angesiedelt
werden durfen mit dem Ziel, diese zentralen Versorgungsbereiche zu erhalten
und zu stabilisieren. Fir den Fachmarktsstandort an der Karlsruher Stral3e wird
die Ansiedlung zusatzlicher Betriebe/ Verkaufsflachen mit zentrenrelevanten
Sortimenten abgelehnt.

Um diese Inhalte in geltenden Planungsrecht zu tbertragen, sollen in diesem
Bebauungsplan entsprechende Festsetzungen getroffen werden.

AulRerdem sollen im Rahmen dieser Bebauungsplanaufstellung die tbrigen
Festsetzungen im Plangebiet derart getroffen werden, dass eine hohe
Nutzungsflexibilitat geschaffen wird.

Weiterhin ist eine Berucksichtigung der vorhandenen Storfallrisiken vorzuneh-
men und in die Planung zu integrieren.

2. Planverfahren
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach 8 13a BauGB auf-

gestellt.

Durch die Festsetzungen im Sinne des Einzelhandelskonzeptes wird eine Pla-
nungssicherheit fur die Eigentimer und Nutzer und damit eine allgemeine Wie-
dernutzbarkeit erreicht. Durch die angestrebten Anderungen wird keine zuséatz-
liche Grundflache gem. § 13a Abs.1 Nr. 1 BauGB festgesetzt.

Gem. § 13a Abs. 2 BauGB gelten dann die Vorschriften fir das vereinfachte
Verfahren gem. § 13 BauGB. Das bedeutet, dass

- von der frihzeitigen Unterrichtung und Erdrterung gem. 8 3 Abs. 1 und 8
4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden kann,

- die Frist zur Stellungnahme gem. 8 3 Abs. 2 BauGB angemessen ver-
kirzt werden kann,

- die Frist zur Stellungnahme gem. 8§ 4 Abs. 2 BauGB angemessen ver-
kirzt werden kann,

- von der Umweltpriifung gem. 8§ 2 Abs. 4 BauGB, vom Umweltbericht
gem. 8 2a BauGB, von der Angabe umweltbezogener Informationen gem. § 3
Abs. 2 Nr. 2 BauGB, von der zusammenfassenden Erklarung gem. 8 6 Abs.5
Satz 3 und 8§ 10 Abs. 4 abgesehen werden kann.

Daher wird in dem hier vorliegenden Verfahren eine Beteiligung gem. 8 3 Abs. 2
und 8 4 Abs. 2 in der regularen Frist durchgefuhrt. Von der Umweltprifung, dem
Umweltbericht und der zusammenfassende Erklarung wird gem. 8 13a BauGB
abgesehen.

Der Flachennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung nachtraglich ange-
passt werden.

3. Raumliche Lage und Abgrenzung des Geltungsbereiches
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Der ca. 10 ha umfassende Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 77
~Fachmarktstandort Karlsruher Stral3e“ liegt im Ortsteil Laatzen und bezieht alle
einzelhandelsrelevanten Flachen mit ein. Der raumliche Geltungsbereich
erstreckt sich:

. im Norden bis zu Nordgrenze der Augsburger Stral3e
. Im Siden bis zur Nordgrenze der Minchener Stral3e
. Im Osten zu Ostseite der Karlsruher Stral3e

. Im Westen zur Ostkante der Bahntrasse

Folgende Flurstiicke der Gemarkung Laatzen, Flur 3 sind demzufolge in den
Geltungsbereich mit einbezogen:

60/17, 60/19, 60/20, 60/2, 61/5, 64/6, 64/7, 64/8, 64/9, 62/6, 62/8, 62/10, 62/13,
62/16, 62/17, 62/19, 62/20, 73/12, 73/46, 73/47, 81/6, 81/7, 81/12

3. Bestehende Rechtsverhaltnisse und Planungsvorgaben

3.1 Bebauungsplane

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 77 ,Fachmarktstandort
Karlsruher Stral3e” ist derzeit mit verschiedenen Bebauungsplénen tberplant:

a) Bebauungsplan Nr. 70 ,EXPO/ Messe Bahnhof/ Minchener Stral3e®
b) Bebauungsplan Nr. 5, ,Industriegelande®, 4. Anderung
c) Bebauungsplan Nr. 5, ,Industriegelande®, 5. Anderung
d) Bebauungsplan Nr. 5, ,Industriegelande®, 6. Anderung
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Abb. 1: Auszug Bebauungsplan Nr. 5 4. Anderung 1984, ohne MaRstab

Abb. 2: Auszug Bebauungsplan Nr. 5 5. Anderung 1986, ohne MaRstab



Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 77, Fassung fiir den Auslegungsbeschluss - Seite 5

Abb. 3: Auszug Bebauungsplan Nr. 70 1998, ohne MaRstab

Abb. 4: Auszug Bebauungsplan Nr. 5 6. Anderung 2013, ohne MafRstab

Im Westen und Osten gilt die Festsetzung des Industriegebietes GI gem. Be-
bauungsplan Nr. 5, 4. Anderung. Im nérdlichen Bereich wird die Abgrenzung
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des SO- Gebietes durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 5, 5. An-
derung definiert. Im Stden gilt die Festsetzung des Kerngebietes MK gem. Be-
bauungsplan Nr. 70. Der Bebauungsplan Nr. 5, 6. Anderung, liegt im nordlich
festgesetzten SO-Gebiet und Uberlagert die Festsetzungen der Art der Nutzung
aus der 5. Anderung.

Mit Inkraftsetzung tritt der Bebauungsplan Nr. 77 in seinem Geltungsbereich an
die Stelle der genannten Plane.

3.2 Flachennutzungsplan
Im Flachennutzungsplan ist eine ,Sondergebietsflache Verbrauchermarkt”, Ge-

werbeflachen sowie eine Mischbauflache dargestellt. Die vorliegende Planung
ist nicht aus dem Flachennutzungsplan entwickelt. Der Flachennutzungsplan
wird im Zuge der Berichtigung angepasst. Die bisherige Darstellung lautet SO
Verbrauchermarkt, Gl, G sowie M. Die geplante Festsetzung im Bebauungsplan
als Sondergebiet ,SO grol3flachiger Einzelhandel” sowie als Gewerbegebiet GE
erfordert eine Darstellung als Sondergebiet ,SO groR3flachiger Einzelhandel”
sowie als gewerbliche Bauflache G im Flachennutzungsplan. Im Verfahren nach
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan, wenn er von den Darstel-
lungen des Flachennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor
der Flachennutzungsplan geédndert oder ergénzt ist. Die geordnete stadtebauli-
che Entwicklung darf hierbei jedoch nicht beeintrachtigt werden. Sie wird in die-
sem Fall nicht beeintrachtigt, denn:

- Die geplanten Festsetzungen entsprechen den Zielen der Raumordnung.

- Die geplanten Festsetzungen begriinden nicht die Zulassigkeit von Nutzun-
gen, die nicht auch jetzt schon im Geltungsbereich und im Umfeld vorhanden
sind.

- Die geplanten Festsetzungen verursachen keine grundlegenden Veranderun-
gen im potentiellen Verkehrsaufkommen.
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Abb. 5: Auszug aus dem Flachennutzungsplan, ohne MaR3stab

3.3 Regionalplan

Die Flachen im rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes sowie die
angrenzenden Flachen sind im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP)
2016 als Vorranggebiet Siedlungsentwicklung dargestellt. Der direkt stidlich ge-
legene Bahnhof Messe/ Laatzen ist als Vorranggebiet Bahnhof mit Fernver-
kehrsfunktion dargestellt. Der Regionalplan trifft fir eine Teilflache des Gel-
tungsbereiches die Darstellung ,regional bedeutsamer Fachmarktstandort”.
Durch die voraussichtlichen Festsetzungen werden die Ziele der Raumordnung
beachtet.
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Abb. 6: Auszug aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm RROP 2016

3.4Einzelhandelskonzept
Im Einzelhandelskonzept wurde eine Laatzener Sortimentsliste entwickelt (vgl.
Tabelle 1). Fur die Standorte Laatzen-Mitte und Alt-Laatzen wurden zentrale
Versorgungsbereiche ermittelt. Fir alle anderen Einzelhandelsstandorte im
Stadtgebiet gilt, dass dort keine zusatzlichen Verkaufsflachen mit zentrenrele-
vanten Sortimenten angesiedelt werden dirfen mit dem Ziel, diese zentralen
Versorgungsbereiche zu erhalten und zu stabilisieren. Fur den Fachmarkt-
standort an der Karlsruher Stral3e wird die Ansiedlung zuséatzlicher Betriebe/
Verkaufsflachen mit zentrenrelevanten Sortimenten nicht empfohlen.

Um diese Inhalte in geltendes Planungsrecht zu Ubertragen werden in diesem
hier vorliegenden Bebauungsplan entsprechende Festsetzungen getroffen und
zentrenrelevante sowie nahversorgungsrelevante Sortimente unter besonderer
Berlcksichtigung der Bestandsituation ausgeschlossen.

Zentrenrelevante Sortimente

Bekleidung (Damen, Herren, Kinder)

Blcher

Computer und Zubehér, Telekommunikation
Elektroartikel

Foto, Film

Geschenkartikel

Glas/ Porzellan/ Keramik, Hausrat

Jagd-, Reit-und Angelausstattung, Waffen
Kurzwaren, Handarbeitsbedarf, Heimtextilien
Lederwaren, Kurschnerwaren (inkl. Pelze, Taschen, Schulran-
zen)

Musikinstrumente, Sammelhobbies

Optik, Horgerateakustik

Parfumerieartikel
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Sanitatswaren

Schreibwaren

Schuhe

Spielwaren (inkl. Basteln)

Sportartikel, Sportschuhe, Sportbekleidung

Uhren und Schmuck

Unterhaltungselektronik (TV, HiFi, Video, Ton-und Datentrager)
Wasche, Strimpfe, sonstige Bekleidung

nahversorgungsrelevante Sortimente
Lebensmittel (inkl. Getranke), Reformwaren
Drogeriewaren (Korperpflege-und Reinigungsmittel)
Arzneimittel

Schnittblumen

Zeitschriften/ Kioskbedarf

nicht- zentrenrelevante Sortimente
Antiquitaten, Kunstgegenstande
Baustoffe, Baumarktartikel
Bodenbelage (inkl. Teppiche und Teppichbdden)
Bldromaschinen

Campingartikel

Fahrrader

Farben, Lacke

Gartenbedarf, Pflanzen

Grol3elektro (weil3e Ware)
Kfz-Zubehor

Lampen, Leuchten

Mobel (inkl. Matratzen, Kinderwagen)
Sanitarbedarf

Sport-Grol3geréte

Tapeten

Werkzeuge, Eisenwaren

Zoobedarf

Tab. 1: Laatzener Sortimentsliste, Quelle: Einzelhandelskonzept 2014

4. Begrundung der wesentlichen Festsetzungen

4.1 Art der Nutzung

4.1.1 Sondergebiet groR3flachiger Einzelhandel SO 1 (Ratio)

Das Sondergebiet ,,Grol3flachiger Einzelhandel SO 1* dient der Ansiedlung
von Einzelhandelsbetrieben mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten.

Im ,Sondergebiet gro3flachiger Einzelhandel SO 1“ sind demnach insge-
samt 10.853 m? Verkaufsflache zulassig, da diese derzeit genehmigt ist und
baulich vorhanden ist. Es sind ausschlief3lich Einzelhandelsbetriebe mit
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nicht-zentrenrelevantem Sortiment zuléassig, um die im Einzelhandelskon-
zept ermittelte Zentrenstruktur zu stabilisieren. Im Einzelfall kbnnen aus-
nahmsweise zentrenrelevante Sortimente als Ergdnzung zum Hauptsorti-
ment in einem Umfang von max. 10% der Verkaufsflache zugelassen wer-
den. Fur die Wahrung des Bestandschutzes der vorhandenen Betriebe und
Nutzer wird eine Fremdkorperfestsetzung im Sinne des 8§ 1 Abs. 10 BauN-
VO getroffen: Bei Anderung, Erweiterung oder Nutzungsanderung der vor-
handenen Betriebe sind demnach 845 m? Verkaufsflache mit zentrenrele-
vanten Sortimenten zulassig. Diese Verkaufsflachennutzung ist derzeit tat-
sachlich vorhanden. Fir die Wahrung des Bestandschutzes der vorhande-
nen Betriebe und Nutzer wird eine weitere Fremdkdrperfestsetzung im Sinne
des § 1 Abs. 10 BauNVO getroffen: Bei Anderung, Erweiterung oder Nut-
zungsanderung der vorhandenen Betriebe sind demnach 142 m2 Verkaufs-
flache mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten zuldssig. Diese Verkaufs-
flachennutzung ist derzeit tatsachlich vorhanden.

Um eine Belebung der Flachen und somit eine vitale Einzelhandelsstruktur
an diesem Standort zu bewirken sind aul3erdem zulassig:

- komplementére Dienstleistungsbetriebe

- komplementare Schank- und Speisewirtschaften

- Geschafts-, Buro- und Verwaltungsgebaude

- Tankstellen

- Anlagen fur sportliche Zwecke

- Wohnungen im Sinne des § 8 Abs. 3 BauNVO

4.1.2 Sondergebiet gro3flachiger Einzelhandel SO 2 (Kaufland)

Das Sondergebiet ,,Gro3flachiger Einzelhandel SO 2 dient der Ansiedlung
von Einzelhandelsbetrieben mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten.

Im ,Sondergebiet grol3flachiger Einzelhandel SO 2“ sind demnach insge-
samt 7.771 m2 Verkaufsflache zuldssig, da diese derzeit genehmigt ist und
baulich vorhanden ist. Es sind ausschlief3lich Einzelhandelsbetriebe mit
nicht-zentrenrelevantem Sortiment zuléassig, um die im Einzelhandelskon-
zept ermittelte Zentrenstruktur zu stabilisieren. Im Einzelfall kbnnen aus-
nahmsweise zentrenrelevante Sortimente als Ergdnzung zum Hauptsorti-
ment in einem Umfang von max. 10% der Verkaufsflache zugelassen wer-
den. Fur die Wahrung des Bestandschutzes der vorhandenen Betriebe und
Nutzer wird eine Fremdkorperfestsetzung im Sinne des § 1 Abs. 10 BauN-
VO getroffen: Bei Anderung, Erweiterung oder Nutzungsanderung der vor-
handenen Betriebe sind demnach 1.905 m? Verkaufsflache mit zentrenrele-
vanten Sortimenten zulassig. Diese Verkaufsflachennutzung ist derzeit tat-
sachlich vorhanden. Fir die Wahrung des Bestandschutzes der vorhande-
nen Betriebe und Nutzer wird eine weitere Fremdkdrperfestsetzung im Sinne
des § 1 Abs. 10 BauNVO getroffen: Bei Anderung, Erweiterung oder Nut-
zungsanderung der vorhandenen Betriebe sind demnach 5.357 m2 Ver-
kaufsflache mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten zuléassig. Diese Ver-
kaufsflachennutzung ist derzeit tatsachlich vorhanden.

Um eine Belebung der Flachen und somit eine vitale Einzelhandelsstruktur
an diesem Standort zu bewirken sind aul3erdem zulassig:

- komplementare Dienstleistungsbetriebe

- komplementéare Schank- und Speisewirtschaften
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- Geschafts-, Buro- und Verwaltungsgebaude

- Tankstellen

- Anlagen fir sportliche Zwecke

- Wohnungen im Sinne des § 8 Abs. 3 BauNVO

4.1.2 Gewerbegebiet:

In den Gewerbegebieten GE sind Vergnigungsstatten nicht zulassig, um
Trading down Effekte in diesem Baugebiet zu vermeiden. An anderer Stelle
im Gemeindegebiet sind Vergnigungsstatten zulassig. Aul3erdem sind
schrottverarbeitende Betriebe nicht zulassig, um die allgemein hoherwertige
stadtebauliche Qualitat des Baugebietes zu erhalten und die von solchen
Betrieben ausgehendende Larmbelastungen zu vermeiden. Der Verkauf an
Endverbraucher ist ausgeschlossen, um die zentrenorientierte
Versorgungsstruktur in Laatzen zu sichern und zu starken.

4.2 Mal3 der Nutzung

Im gesamten Plangebiet wird das bisherige festgesetzte Hochstmal} fir die
GRZ von 0,7 ibernommen, um die stadtebauliche Bestandsituation zu
sichern. Die bisherige Festsetzung einer Baumassenzahl in den bisher
vorhandenen Bebauungsplanen fallt weg, da hier eine Umwandlung von GlI-
Flachen zu GE-Flachen durchgefuhrt wird und damit die
Geschossflachenzahl als aussagekréaftiger angesehen wird. Die bisherige
Festsetzung der Baumassenzahl 6,0 im Sondergebiet bzw. 9,0 im Indust-
riegebiet wird abgel6st durch die Festsetzung einer GFZ von 2,0. Die Hohe
der baulichen Anlagen wird auf 12 m gemessen ab Fahrbahnoberkante
festgesetzt, um den stadtebaulichen Bezug zur sudlichen angrenzenden
FulRgangerbriicke herzustellen.

4.3 ErschlieBungsflachen

Die offentlichen Verkehrsflachen werden aus den bereits vorliegenden Be-
bauungsplanen tbernommen: Die Augsburger Stral3e im Norden, die Min-
chener Stral3e im Siden, die Stuttgarter Stral3e im Westen und die Karlsru-
her Strafl3e im Osten dienen fur das Plangebiet als Erschliel3ungsstral3en.
Deren StralRenbreiten und Ausbaustandard entsprechen dem Bedarf der
angrenzenden bisherigen sowie der neugeplanten Nutzungen.

4. Auswirkungen der Plananderung

4.1. Flachenbilanzen

Durch die neu getroffenen Festsetzungen werden Industriegebietsflachen,
Kerngebietsflachen sowie Flachen fir ,Sondergebiet Verbrauchermarkt” re-
duziert. VergrofRert werden Gewerbegebietsflachen sowie Flachen fur
~Sondergebiet grof3flachiger Einzelhandel” (vgl. Tabelle)

Baugebietskategorie Status Quo Bebau- Zukunftige Auswei-
ungsplane ca. in ha sung im Bebauungs-
plan Nr. 77 ca. in ha

MK Kerngebiet 3,3 0
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SO Sondergebiet 2,6 2,9
GE Gewerbegebiet 7,1
Gl Industriegebiet 4,1 0

Summe 10 10

Tab. 2: Flachenbilanz der Baugebiete

4.2 ErschlieBung und Verkehr

Das Plangebiet ist erschlossen durch die Anbindung der Karlsruher Stral3e
Uber die Kronsbergstral3e an die B6 und somit an das tberortliche
Stral3ennetz. Das Gebiet ist eingebettet in benachbarte gewerbliche
Nutzungen und Uber das Uberdrtliche StralRennetz sowie die innerértlichen
Hauptverkehrsstral3en an die Ubrigen Laatzener Gewerbegebiete
angebunden. Mit einer Zunahme des Schwerlastverkehrs durch die
geénderten Festsetzungen ist nicht zu rechnen, da dem Plangebiet und
seiner Umgebung keine weiteren belastenden Baugebietskategorien zuge-
fugt werden, vielmehr sogar zuriickgenommen werden (Gl). Die Flachen fir
Einzelhandel -insbesondere auch die Verkaufsflachen im Plangebiet-
werden faktisch nicht vergroéf3ert, so dass hierdurch auch nicht mit einem
erhohtem Aufkommen an privaten KFZ- Verkehr zu rechnen ist.

Das Plangebiet liegt in direkter Nachbarschaft zur Trasse der Deutschen
Bahn mit Guterverkehr, einer ICE-Strecke sowie regionalen SPNV-
Angeboten. Der Messebahnhof liegt in einer fuRlaufigen Entfernung von
maximal 700 m. hier kbnnen Synergieeffekte zwischen den vorhandenen
Nutzungen, dem Guterverkehr bzw. dem OPNV-Angebot nutzbar gemacht
werden.

4.3 Boden

Eine Neuinanspruchnahme von Grund- und Boden ist nicht gegeben. Durch
das vorhandene Planungsrecht existiert bereits ein hohes Mal3 an
potentieller Ausnutzbarkeit (GRZ). Im Zuge der Anderung der Planung ist
eine wesentliche Verschlechterung der Bodenversiegelung nicht zu
erwarten. Festsetzung zur Ausgestaltung von Stellplatzen mit versicke-
rungsfahigem Pflaster bleiben gegentiber der vorangegangenen Planung
erhalten.

Altablagerungen sind geméafR LBEG Kartenserver (Zugriff am 16.10.2018)
nicht vorhanden.

4.4 Grundwasser/ Trinkwassergewinnung/ Versickerung von Nieder-
schlagswasser

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des
Trinkwassergewinnungsgebietes (TWGG) ,,Grasdorf*. Das
Wassergewinnungsgebiet bezeichnet die gesamte Flache, die eine
Grundwasserstromung in Richtung Entnahmestelle aufweist. Die Flache
des WGG ist eine technische Grdl3e und abhangig von verschiedenen
Faktoren, wie z. B. der Entnahmemenge, des Grundwasserandrangs, der
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Hydrogeologie. Das WGG wird im Rahmen der wasserwirtschaftlichen
Zulassung einer Entnahme durch ein hydrogeologisches Modell ermittelt.
Eine Erh6hung des Versiegelungsgrades (GRZ) ist nicht zu erwarten. Somit
bestehen keine Hinweise auf eine Verschlechterung des Zustandes der
Versickerungsmengen sowie Grundwasservorkommen.

4.5 Klima/ Luft

Der Zustand und die Gréf3e von klimatischen und lufthygienischen Aus-
gleichs- und Belastungsraumen verandert sich nicht. Eine Erh6hung des
Versiegelungsgrades ist nicht zu erwarten. Eine Zunahme von
emissionsreichem Verkehr ist nicht zu erwarten. Die bereits vorhandene
Bepflanzungs- und Begriinungsfestsetzungen bleiben erhalten. Somit
bestehen keine Hinweise auf eine Verschlechterung der klimatischen und
lufthygienischen Verhéltnisse durch die Planung.

4.6 Tiere/ Pflanzen

Die festgesetzten und vorhandenen Grinflachen und Bepflanzungen
werden in die neue Planung tibernommen. Eine Erhdhung des
Versiegelungsgrades (GRZ) ist nicht zu erwarten. Somit bestehen keine
Hinweise auf eine Verschlechterung des Zustandes von Tieren und
Pflanzen.

4.7 Landschaft/ Ortsbild

Die festgesetzten und vorhandenen Grunflachen und Bepflanzungen
werden in die neue Planung tibernommen. Das Mal3 der baulichen Nutzung
wird nicht vergré3ert. Eine Erh6éhung des Versiegelungsgrades (GRZ) ist
nicht zu erwarten. Somit bestehen keine Hinweise auf eine
Verschlechterung des Zustandes des Ortsbildes.

4.8 Immissionsschutz

Das Verkehrsaufkommen und die damit verbundenen Luft- und Schal-
lemmissionen erhdéhen sich aufgrund der Festsetzungen nicht bzw. kénnen
sich durch die Ricknahme des Industriegebietes Gl verringert werden. Der
voraussichtliche Gewerbelarm verringert sich durch die Nutzungsédnderung
von Gl zu GE ebenfalls.

Aufgrund der vorhandenen Larmbelastung durch die angrenzenden Gleis-
anlagen der Deutschen Bahn werden fur AufenthaltsrAume in Wohnungen,
Ubernachtungsraume in Beherbergungsstatten, Unterrichts- oder ahnliche
R&ume sowie fur Buro- und PraxisrAume und dergleichen im Plangebiet
festgesetzt, dass bei Neubau, Umbau und Erweiterungen von Gebauden
nur solche Aul3enteile zuldssig sind, deren bewertetes resultierendes
Schalldammal mindestens den Wert des dem Grundstiick zugeordneten
Larmpegelbereiches ( LPB im Sinne der DIN 4109) entspricht.

In der Nachbarschaft des Plangebietes befindet sich ein Betrieb, der unter
die Richtlinie 2012/18/EU, vom 4. Juli 2012 (umgangssprachlich auch
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Seveso-llI-Richtlinie) fallt. Ein von der Stadt Laatzen im Frihjahr 2017 in
Auftrag gegebenes Gutachten (TUV Nord) hat entsprechende
angemessene Achtungsabstande ermittelt. Innerhalb dieser angemessenen
Achtungsabstande sind bestimmte sensible Nutzungen nur unter
grundlicher Abwéagung aller stadtebaulichen sowie der soziobkonomischen
Belange betroffener Grundstickseigentimer und Grundstiicksnutzer
zulassig. Das gesamte Plangebiet des vorliegenden Bebauungsplanes Nr.
77 befindet sich innerhalb dieser angemessenen Achtungsabstande (vgl.
Abbildung 6).

- 3 .1__-:! ; fl"? ’“h‘:__ I.m.
Abb. 6: Luftbild mit der Darstellung des angemessenen Achtungsabstandes, ohne Maf3stab. Quelle:
Ergénzung zur Gutachterlichen Stellungnahme zur Ermittlung eines angemessenen Abstandes unter
dem Gesichtspunkt des § 50 BImSchG bzw. des Art. 13 der Seveso-llI-Richtlinie nach den fiir den Be-
triebsbereich der Firma CG Chemikalien GmbH am Standort Laatzen nach den Leitfaden KAS-18 und
KAS-32, rot: angemessener Achtungsabstand mit einem Radius von 850 m um den Stdrfallbetrieb,
blau: Geltungsbereich des Bebauungsplanes.

Die im Bebauungsplan Nr. 77 ,Fachmarktstandort Karlsruher Stral3e“ ge-
troffenen Festsetzungen zur Art und zum Mal der baulichen Nutzung
fuhren nicht zu einer wesentlichen Anderung der Bestandsituation im Sinne
einer Erh6hung des Risikos. Insbesondere kommt es nicht zu einer
Erhdhung der Verkaufsflachen und somit auch nicht zu einer Erhéhung des
taglichen Aufkommens von Personen. Eine Verdnderung der Nutzung von
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Kerngebiet zu Gewerbegebiet vermindert vielmehr ein Risiko, da offentliche
sowie Uberdrtliche Nutzungen mit hoher Zentralitat nun nicht mehr moglich
sind. Eine Zunahme der zulassigen Gebaudevolumen besteht ebenfalls
nicht.

Im Rahmen dieses Bebauungsplanes kdnnen Vorhaben zugelassen wer-
den, die zu einer Erhéhung der Personenzahl im Plangebiet fihren wirden.
Um der Richtlinie 2012/18/EU Rechnung zu tragen, missen in einem sol-
chen Fall geeignete bauliche bzw. organisatorische Vorkehrungen getroffen
werden. Diese Vorkehrungen kénnen auf der bauleitplanerischen Ebene
nicht abschlieRend festgelegt werden, da der Bebauungsplan keine weitrei-
chenden Festsetzungen zur Lage von Baukérpern und Gebaudekubatur
trifft. Deshalb kénnen erst auf der Ebene des Baugenehmigungsverfahrens
die vorhabenspezifisch notwendigen bauliche Vorkehrungen gutachterlich
ermittelt und festgelegt werden, z.B.

- Abschirmungsvorrichtungen auf der storfallbetriebszugewandten bzw.
auf allen storfallrelevanten Seiten: geschlossene Wande und luftdichte
Fenster, geschlossene Luftungsanlagen, Filtervorrichtungen

- Schleusen, Notausgénge, Schutzraume

- Alarmierungsanlagen

- Evakuierungspléane

Die Vorkehrungen haben zum Ziel, im Falle einer Stérung des angrenzen-

den Betriebes die im Umfeld anwesenden Personen vor gesundheitlichen

Schéaden zu schitzen. Zugrundezulegen ist nur das Storfallszenario gem.

KAS-18 und KAS 32. Ein entsprechender Hinweis wird in die Planzeich-

nung tubernommen.

. Bodenordnende MaRnahmen

Zur Umsetzung des Bebauungsplans Nr. 77 sind keine bodenordnenden
Maflinahmen nach dem BauGB erforderlich.

. Kosten und Finanzierung

Durch den Bebauungsplan Nr.77 entstehen der Stadt Laatzen keine
zusatzlichen Kosten.

Laatzen, den 21.10.2019
611-01/77
61/Mtu

15



	Begründung zum Bebauungsplan Nr. 77 "Fachmarktstandort Karlsruher Straße“, OT Laatzen



